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A. Rechts rundla en

l. Bau esetzbuch BauGB

In der Fassung der Bekanntmachung vom 23. September 2004 (BGBI. l S. 2414), zuletzt

geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 5. September 2006 ( BGBI. l S. 2098)

2. Verordnun über die bauliche Nutzun der Grundstücke Baunutzun sverordnur -

BauNVO

In der Fassung der Bekanntmachung vom 19. 07. 1999, zuletzt geändert durch Art. 3 Gesetz

zur Erleichterung von Investitionen und der Ausweisung und Bereitstellung von

Wohnbauland (Investitionserleichterungs- und Wohnbaulandgesetz) vom 24. 04. 1993 (BGBI.

l S. 466).

3. Verordnun über die Ausarbeitun der Bauleit läne und die Darstellun des Planinhalts

Planzeichenverordnun 1990 - PlanzV 90

Vom 18. Dezember 1990 ( BGBI. 19911 S. 58).

4. Ba erische Bauordnun Ba BÖ

In der Fassung der Bekanntmachung vom 14. August 2007 (GVBI. S. 588).

5. Gemeindeordnun für den Freistaat Ba ern Gemeindeordnun - GO

In der Fassung der Bakanntmachung vom 22. August 1998, zuletzt geändert durch §5

Bayerisches DisziplinarG vom 24. 12. 2005 (GVBI. S 665).
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A) Festsetzung durch Planzeichen

C) Festsetzung durch Text

l. Art der baulichen Nutzung

§ 9 Abs. l Ziff. BauGB

1. 1 Das Gebiet innerhalb des Geltungsbereichs wird als Allgemeines Wohngebiet (WA) im Sinne

des § 4 der Baunutzungsverordnung BauNVO festgesetzt.

1. 2 Die Ausnahmen des § 4 Abs. 3, Ziffer 4 u. 5 der BauNVO sind nicht zugelassen.

2. Maß der baulichen Nutzung

§16 BauNVO

2. 1 Die in der Bebauungsplanzeichnung eingetragenen Zahlen der Vollgeschosse und der

Grundflächenzahlen gelten als Höchstgrenze und dürfen nicht überschritten werden.

2. 2 Überschreitungen der Grundflächen der in § 19 Abs. 4 Satz l BauNVO bezeichneten Anlagen

sind auch über 50 % zulässig, soweit die Erfüllung der Stellplatz- und Garagenbaupflicht dies

erfordert. Diese Grundftächenüberschreitung darf insgesamt nicht größer sein als die

nachgewiesenen Garagen und Stellplätze einschl. ihrer Zufahrten. Eine Überschreitung der

aus § 19 Abs. 4 Satz 2 BauNVO sich ergebenden Höchstgrenze von 0, 8 ist unzulässig.

2. 3 Bei einer Bebauung E + D sind höchstens 2 Vollgeschosse zulässig, wobei das 2. Votlgeschoß

nur im Dachgeschoß liegen darf.

3. Bauweisen, Baugrenzen, Baulinien

§9 Abs. 2 BauGB, § 22 u. 23 BauNVO

3. 1 Im Geltungsbereich gilt offene Bauweise.

3. 2 Es gelten die im Plan festgesetzten Haustypen (Einzel- und Doppelhäuser) wie auch die

festgesetzten Baugrenzen und Baulinien

3. 3 Baugrenzen und Baulinien haben ortsgestalterischen Charakter und dürfen daher unter der

Geländeoberfläche überbaut werden.

3.4 Die Abstandsflächen nach Art. 6 der BayBO sind auch innerhalb der überbaubaren Flächen

einzuhalten.

4. Grundstücksgrößen

§9Abs. lZiff. 3BauGB



4. 1 Die Grundstücksgröße für Einzelhäuser beträgt mind. 500 m2, die Grundstücksgröße für
Doppelhäuser beträgt mind. 350 m2 je Haushälfte.

5. Flächen für Garagen, Nebengebäude und Stellplätze

§9Abs. lZiff. 4BauGB

5. 1 Garagen und überdachte Stellplätze sind grundsätzlich nur innerhalb der mit Ga gekenn-
zeichneten Bereichen zu errichten.

6. Hochstzulässige Zahl der Wohnungen in Wohngebäuden

6. 1 In Wohngebäuden dürfen max. 2 Wohnungen je Einzelhaus und max. l Wohnung je

Doppelhaushälfte errichtet werden.

7. Bauliche Gestaltung

Art. 91 BayBO

7. 1 Die Oberkante des fertigen Erdgeschoßfußbodens wird auf max. + 0, 30 m bezogen auf die

Oberkante der Straße an der Grundstückseinfahrt festgelegt.

Für Fl. -Nr. 390/15 gilt: Die Fertigfußbodenhöhe des Erdgeschosses wird aufmax. + 0, 50 m

über der fertigen Straßenoberkante bezogen.

7. 1. 1 Der First ist immer über die Längsseite des Gebäudes zu führen. Die in der Bebauungsplan-

Zeichnung eingetragenen Firstrichtungen für Hauptgebäude sind zwingend. Nebenfirste sind

mit gleicher Dachneigung wie beim Hauptdach zulässig. Sie sind mit einem Giebel abzu-

schließen.

Dächer

7. 2 Im Geltungsbereich des Bebauungsplanes sind für alle Hauptgebäude nur Satteldächer mit

beidseitig gleicher Neigung von 38° bis 44 ° zulässig.

7. 2. 1 Garagen und Nebengebäude sind mit Satteldächer mit beidseitig gleicher Neigung von mind.

30° zulässig, die Dachneigung des zugehörigen Hauptgebäudes darf nicht überschritten

werden.

7. 2. 2 entfällt

7. 2. 3 Die Höhe des Dachfußes (Kniestock), gemessen vom Schnittpunkt OK Rohdecke mit

Außenkante Außenwand bis Schnittpunkt OK Dacheindeckung mit Außenkante Außenwand

darf 1,50 m nicht überschreiten.

Für FI.-Nr. 390/15 gilt: Kniestockhöhe 1,85 m.

7. 2. 4 Bei symmetrischen Hauptdächern (beidseitig gleiche Dachneigung) ist ein Dach-/

Gebäuderücksprung von max. 60% der Gebäudelänge und dadurch ein konstruktiv bedingt

höherer Kniestock zulässig.
8



7.2.5 Die max. Firsthöhe wird für das Hauptgebäude auf 9,50 m Höhe, für Garagen und
Nebengebäude auf 7,50 m gemessen ab Oberkante Fertigfußboden im EG festgeschrieben.

7. 2. 6 Die max. Firsthöhe von Nebengiebeln muss mind. 1,00 m unter dem Hauptfirst liegen.

7. 2. 7 Als Dachüberstände sind zulässig an der Traufe/ am Ortgang 0,80 m.

7.2.8 Größere Dachvorsprünge sind zulässig, wenn sie von Stützen getragen werden. Diese
Dachvorsprünge müssen im Verhältnis zum Hauptdach untergeordnet sein.

7. 2. 9 Als Dacheindeckung sind Dachziegel oder Dachpfannen in ziegelroter Farbe zu verwenden,

Dachrinnenverblendungen sind nicht zugelassen. Für Gauben sind Eindeckungen aus Blech
und für Nebendächer sind Eindeckungen aus Blech oder Glas zulässig. Glasdächer am Haupt-
dach sind zulässig, wenn sie im Verhältnis zum Hauptdach als untergeordnet anzusehen sind
und baugestalterisch einwandfrei in das Hauptdach eingeführt werden.

7. 2. 10 Dacheinschnitte sind nicht zulässig.

7. 2. 11 Dachaufbauten sind zulässig. Verschiedene große Dachgauben auf einer Dachhälfte sind

unzulässig. Die Summe der Breiten von Dachgauben darf max. 0,40 m der davorliegenden

Gebäudelänge betragen. Maximale Gaubenbreite 2, 70 m.

7. 2. 12 entfällt.

7.2. 13 Sonnenkollektoren und Voltaik-Anlagen sind zulässig, aber der Dachfläche/ -neigung
anzupassen.

Gara en Neben ebäude Versor un sanla en

7.3 Die Anzahl der erforderlichen Stellplätze richtet sich nach der Stellplatzsatzung der Gemeinde
- die Stellplatzsatzung ist Bestandteil dieser Satzung.

7.3. 1 Garagen sind min. 6,00 m von der Grundstücksgrenze zur Straße entfernt zu errichten. Der

Vorplatz (Stauraum) darf nicht eingefriedet werden.

7.3.2 Garagen und Nebengebäude sind zusammenzubauen und in der Gestaltung abzustimmen.
Max. Länge an derGrundstücksgrenze 8, 00 m.

7. 3. 3 Bei beiderseitigem Grenzanbau der Garagen und Nebengebäude sind diese mit Satteldach

giebelseitig zur Grundstücksgrenze zu errichten. Die Garagen einschl. der Nebengebäude auf
beiden Grundstücken sind als Gebäude einheitlich zu gestalten. Traufseitig darf an die

Grundstücksgrenze nur bei einseitigem Grenzanbau angebaut werden. Zwischen den

Einfahrten ist ein Pflanzstreifen anzuordnen.

7. 3.4 entfällt... .



7.3.5 Transformatorstationen der Stromversorgungsunternehmen sind nur mit Satteldach wie
Garagen und Nebengebäude zulässig.

Sonsti es

7. 4 Doppelhäuser sind bezüglich Dachform (Neigung, Traufe, Überstände, First etc. ) und Dach-

Eindeckung gleich zu gestalten. Die Fassadengestaltung ist aufeinander abzustimmen.

Fenster

7.5 Fenster sind grundsätzlich ab einer Flächengröße von 0,80 m2 zu gliedern.

7. 5. 1 Die Verwendung von Glasbausteinen und Profilverglasungen ist nicht zugelassen.

Fassaden

7. 6 Für die Außenfassaden zugelassen sind Putz mit lichtem Anstrich und Wandverkleidungen

oder Wände aus Holz.

7.7 Baustoffe und Anstriche in grellen Farben mit glänzenden Oberflächen, sowie Verkleidungen
in Keramik, Kunststoff, Spaltklinker oder Waschbeton sind unzulässig.

7. 7. 1 Werbeanlagen im Allgemeinen Wohngebiet dürfen an den Einfriedungen und Gebäuden

nicht angebracht oder aufgestellt werden. Dies gilt nicht für Schilder, die auf Beruf oder

Gewerbe an der Stätte der Leistung hinweisen, wenn sie das Straßenbild nicht verunstalten.

Freiflächen estaltun

7. 8 Veränderungen der Geländeoberfläche dürfen nur im dem zur Durchführung des

Bauvorhabens erforderlichen Ausmaß ausgeführt werden. Die natürliche Geländeober-

fläche ist weitmöglichst zu erhalten.

7.8.1 Jedes Grundstück muss an die Nachbargrundstücke ohne Absatz, ohne Stützmauer und ohne

künstliche Böschung anschließen.

7. 8. 2 Abgrabungen und anderen Geländeveränderungen zum Zweck der teilweisen Freilegung des

Kellergeschosses sind nicht zulässig.

7.8.3 Garageneinfahrten dürfen pro Grundstück höchstens 6,00 m breit sein. Das anfallende

Oberflächenwasser darf nicht auf öffentliche Verkehrsflächen abgeleitet und muss auf dem

eigenen Grundstück versickert werden.

Einfriedun en

7.9 Einfriedungen an öffentlichen Verkehrsflächen sind als senkrechte Holzlatten oder Metall-
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zäune mit einer max. Höhe von 1,00 m zu errichten. Zwischen den Baugrundstücken sind

auch Drahtzäune mit dichter Vor- und Hinterpflanzung zulässig. Zaunsockel dürfen nicht über

das Geländeniveau hinausragen.

7.9. 1 Pfeiler für Gartentüren und -tore werden als Mauerpfeiler bis zu einer Breite von 1,00 m und

in gleicher Höhe wie die Einfriedungen zugelassen.

7. 9. 2 Die Abfallbehälter müssen entweder in den Gebäuden oder in Müllboxen, die gestalterisch in

die Einfriedung einzubeziehen sind, untergebracht werden. Die kompostierbaren Garten- und

Hausabfälle sind in Komposthaufen auf den eigenen Grundstücken zu entsorgen.

7. 9. 3 Die Vorgärten der gesondert gekennzeichneten Parzellen dürfen nicht eingefriedet werden.

7. 9. 4 entfällt

Niederschla swasser

7. 10 Das Niederschlagswasser von Dachflächen ist auf dem Grundstück zu versickern.

7. 10. 1 In die Regenwasserversickerung dürfen keine häuslichen und gewerbliche Abwässer, sowie

allgemein wassergefährdenden Stoffe und Flüssigkeiten eingeleitet werden (keine Auto-

Wäsche auf dem Grundstück).

7. 10.2 Die Einleitung des Regenwassers in die Sickerschächte darf nur so erfolgen, dass Schäden

durch Ausspülung oder Unterhöhlung nicht eintreten.

7.10.3 Die Sickerschächte sind gemäß DIN 4261 Teil l auszubilden.

8. Verkehrsflächen

§9Abs. lNr. llBauGB

8.1 die Straßengestaltung ist in den verkehrsberuhigten Bereichen nach einem gesondert zu

erstellenden Gestaltungsplan auszuführen.

9 Flächen für Versorgungsanlagen

§ 9 Abs. l Nr. 12 und 13 BauGB

9. 1 Sämtliche Leitungen innerhalb des räumlichen Geltungsbereiches des Bebauungsplanes sind

unterirdisch zu verlegen.

9. 2 Die zur Stromversorgung notwendigen Kabelverteilerschränke (Abmessung: Länge 1,00 m,

Breite 0,35 m, Höhe mit Sockel 1, 20 m) sind auf den privaten Grundstücken zu dulden.

10. Grünflächen

§ 9 Abs. l Nr. 15 und 25 BauGB Art. 91 (l) Nr. 4 BayBO

11



Befesti un rivater Grundflächen

10.1 Auf den Baugrundstücken und im Bereich der gemeinschaftlich genutzten Freianlagen sind
zur Befestigung der Oberfläche nur wasser- und luftdurchlässige Materialen zulässig.

Wasser- und luftdurchlässige Beläge sind:

Pflaster in Sand- oder Kiesbettung mit offenen Fugen.

Rasenpflaster, Rasengittersteine, Schottersteine, wassergebundene Flächen

Holzpflaster (ohne Teerölimprägnierung)

Pflanz ebot auf öffentlichen Grünflächen

10. 2 die öffentlichen Grünflächen sind als Grünflächen oder Schotterrasenflächen anzulegen.

Eine Teilversiegelung in Form von Rasenpflaster ist möglich.

10. 3 Gemäß Planzeichen und Pflanzliste sind Laubbäume der Wuchsklasse l und II in Reihe oder

als Einzelgehölz zu pflanzen. Der Standort der Bäume, festgesetzt durch Planzeichen, kann

sich verschieben, wenn der Charakter der Pflanzung Z. B. Reihe oder Gruppe erhalten wird.

10.4 Pro 150 m2 öffentlicher Kinderspielplatzfläche muss ein Laubbaum der Wuchsklasse l der
nachfolgenden Pflanzliste gepflanzt werden.

Pflanz ebot auf rivaten Grünflächen

10.5 Auf den Einzelgrundstücken ist mindestens ein Baum l. Ordnung bzw. 2 Bäume II. Ordnung
zu pflanzen. Zur Auswahl stehen Bäume It. Punkt 10.7. Die Mindestgröße der zu pflanzende
Bäume l. und II. Ordnung beträgt 14 - 16 cm Stammumfang.

10.6 Für Pflanzungen gelten folgende Durchführungstermine

öffentliche Pflanzungen: l Jahr nach Fertigstellung der Erschließungsanlagen
private Pflanzungen: l Jahr nach Bezug der Wohngebäude

10.7

Pflanzliste:

Acer platanoides
Acer pseudoplatanus
Aesculus hippocastanum
Aesculus carnea

Fagus silvatica
Obstgehölze als Hochstamm
Prunusavium

Quercus robur

Robinia pseudoacacia
Tilia cordata

Tilia platyphyllos

Laubbäume der Wuchsklasse!

Spitzahorn
Bergahorn
Roßkastanie

Rotblühende Kastanie

Rotbuche

Vogelkirsche
Traubeneiche

Robinie

Winterlinde

Sommerlinde

12



Pflanzliste:

Acer campestre
Acer pseudoplatanus "Globosum"
Betula verrucosa

Carpinus betulus

Laubbäume der Wuchsklasse II

Feldahorn

Kugelahorn
Birke
Hainbuche

10. 8 Es ist zur Zurückhaltung in der Verwendung von Contoneaster, Essigbaum und immergrüne

Großgehölze geboten. Thuyas sind nicht erlaubt.

11. Immissionsschutz

Kreisstraße

Im Bereich der festgesetzten Bebauung auf den 2 nord-östlichen Flurstücken werden die

Immissionsgrenzwerte der 16. BlmSchV überschritten.

Im Hinblick auf diese Immissionsgrenzwertüberschreitung von der angrenzenden Kreisstraße

ist im Bereich dieser Flurstücke (siehe auch Planzeichen) eine geschlossene Riegelbebauung

auszuführen bzw. ein Zusammenschluss der Haupt-, Neben- und Garagengebäude über eine
mind. 2,50 m hohe Schutzwand mit einem Flächengewicht von mind. 10 kg/m2 Wandfläche

(l Zoll-Bretter) in fugendichter und witterungsbeständiger Ausführung herzustellen.

Zusätzlich wird eine entsprechende Grundrissorientierung empfohlen, wonach Schlafräume

Und Kinderzimmer zur schallabgewandten Westfassade auszurichten sind.

Sind dennoch nach Abwägung aller Möglichkeiten Fenster für Belüftungszwecke von Schlaf-

räumen und Kinderzimmern in den mit Planzeichen gekennzeichneten Gebäudefassaden

notwendig, so sind diese wahlwiese mit integrierten Lüftungseinheiten bzw. laufruhigen

Wandlüftungsgeräten auszustatten.

11.2 Landwirtschaft

Hinsichtlich der angrenzenden landwirtschaftlichen genutzten Flächen ist mit zeitweiligen
Lärm-, Staub und Geruchseinwirkungen zu rechnen. Jedoch bewegen sich diese bei ord-

nungsgemäßer Bewirtschaftung im Rahmen des "landläufig Ortsüblichen" und sind mit dem

"ländlichem Wohnen" vereinbar. Die landwirtschaftlichen Immissionen sind von den Grund-

stückseigentümer und Bewohnern entschädigungslos hinzunehmen. Dies betrifft vor allem

den Verkehrslärm aus dem landwirtschaftlichen Fährverkehr, auch vor 6.00 Uhr morgens,

bedingt durch das tägliche Futterholen bzw. während der Erntezeit ( Mais-, Silage-, Getreide-

und evtl. auch Zuckerrübenernte) auch nach 22. 00 Uhr. Das Ausbringen von Gülle, das Be-

füllen von Fahrsilos und auch die Futterentnahme ist ebenfalls Gegenstand dieser Duldungs-

Pflicht.
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12 Forstwirtschaftliche Belange

Die Flächen westlich der Begrenzungslinie "von Bebauung freizuhaltende Fläche auf Grund

von Belangen des Forstes" darf nicht bebaut werden (siehe Festsetzung durch Planzeichen).

k; Forst

t

, ',-<.
t ..

.b
' '../

.l.

n-nissionsscn.jte
T

<

^nissioiss^^.
-- K

M 1 ; 20C^
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C) Be ründun

zur l. Änderung des Bebauungsplanes Lohwald l

Der Bebauungsplan Lohwald musste geändert werden, da er in einigen Punkten zu sehr in die

gestalterische Freiheit der Baubewerber eingegriffen hat. Außerdem gab es bei der Bebauung des

Grundstückes FI.Nr. 390/15 Festsetzungen die nicht einzuhalten waren wie Z. B. die Festsetzung D
für dieses Grundstück.

1, Plianungsn; chiüfehe Voraussctzuing.sn

l 1 Der Beeai;ungsp.F3r ̂ L-r-. e ayfgss:dlt bevßr 3er Fjäc-hemutzvngsslan -echtekraftig ist. weit
folgende dnngeise Q'ünde es ertcrdem (| 8 Abs 3 j. 4 SabGSi.
Der FlachennLitz-jng'spiap und aer Orunsr dnüngspian wurden twschlßsser und; $in.ä jn Ar-

sseiE. CerVcrente/Lrfaes F acienrutzLngsplans legt vor. Dia Träse." öffentlicher Belar-se
yvurder angehört &re öffertl cne Ausiegups hat jedoch noch nicht sta(;gefynden, (n'1 der-
zeitigen Plane-itwurf istsio F ächß als Raehii für die Landto rtschaft ausgawssen

T 2 E ne kommunale Eflhw.ickiurgs'planuft.g ». MBek vom 2^ SS '1874 - MABI S, 4@7} ü&stent
nicht.

1-. 3 Der Bebauurgsplan d. ent demi Ziel und Zweck aer Bereitsteli iung von ^laeheni für WwnEe-

hayupg.

Lage, ßröße und Be$'i... haffenheBE dfts Baugebletes

Dos Gebiet liegt A5C m si.clich des Ortsasem von ObenTeitingen Es grerzt sn das Sajge*
l?iet , Süd l'.

Es hat eine Gro'le vsn 2 ^a.

Die Ertfernyng des Baugchiels zt» fQisßndei Aniagen ünö Ei.lnCh'yr»Sen $0wigit diese nictt
. fr Sereich des Sebauungspiane$ lie36rt betrist

?:

2.1

22

2.3

24

25

26.

Vslfesschule
Sehüibus
Onnsbushaitestelle
VarsQfQWQ&iaäen
Nircti^

£00 m
500m
700m
5öQm
5&0 m

Das Gelände ist rslativ HC-ftn undl fällt nact* Osten le. ent ab.
Das Grundwasser liegt ea 25- 4 3 rr unter Gglände.

De/ EDden bestel'T. aus kiesigem UnteFgrund pTitBraLneräeuberdiiekjng. Es sinö keir-e
Ma&fahm^n zur H.eist$l!ung eines tragfanige'i Lnd sicl'eren Baugrjn&s erforderlich

::ofr;ende Beäauung stvörha-iäen: W;hrge£ ere n ^o"den ucs SBcrtarlage im SudQi. Es

ist <e'n .Sauüestaid vorhandsr.
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-i. Gepla rate ba u l i ehe N utzu ng;

2, " Dia A- se-r baulichßn Nutzung w:rd im Ecbauüngsplan wie folgl 'fea?g&se. tzt;

AnderNytzuigi|§1rffisuhiüO] Sruttofäcie Fi;.-Nr

.Ä 2, 0 ha

32

3.3

34

389 (tel weise) 39C;
391/1.392

Im Baugebiet si nd vtf^ss^sr
22 Wohngebaude E * D nt e.g. Z2 - 36 Wohnungen
44 - 72 Garagen jnd Ste Ipi ätee.

18 affen'fiehe Steliplase

Es ist damit zu .rechnen. äa& ca? Ges 8( inrerhgjb VOM 0, 5 Jahrer ab nkraftfreter des Be-
£auungEipi. aies:s5ta!;twrd D3pr ^'ercen ca 90 Einwohner ncl es- 2S volhsschulpfitahti-
gen <inderr m zen Gebiet wohnen.

MettowQtirbauland ̂ Gesamtfläche a lerW5hnbaugrundstucke]

Die VerJkenrsHächen für die innere ErsGn ieSung umfassen

Somit umfaßt das Srucawehrbaulard

Dlff örtlichen Grün» und Freiflächen umfassen

Die Flachen 'u/' GerTemüeiiä~5a!nri'shtung@fs un'taSs@n

Ssmit umfaßt die SrLttgwa^ir-bsullsehe

1 350 ha

0 349 *ia

l sei fra

Q,312hs

ha

2011ha

3.4. 1 Von der Brutßewc^rbauEfaciie entfallen demnach auf

das BruttaWGhrbautars

die örtlichen Grün- und F'eifläcren

die Fläche" fa? Gemeinüedar'seinrichtungen

3.4. 2 Vom BrjttQwohnbauland.-sntfalen auf

das NgttowonTibsulanet

die Ver<ienfs,flache^ fLr 210 innere Ersc.iiiei'Sung

84, 5 !

1S.5

-

100.0

%

%

%

%

79,5%

20.5-!

foo,a

%

%

343 EseT g'btSiüisine
BruttowennungsäicMe von 12.3 - 21 2 '^ühnungen je ha ßfunowoftnbauiafld,
Netiswohnungsäichte oon 1IS,3 - 2@ ? Wohnyngenje ha Nertowshröautei id
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4 Boden&ränonde Maßnahiriep

2j- VsrAii;<liE:n.jng dss BebaLLrcBO ares und um zAeckft-äSig gestaltete GnirastLcke so-
w e ans s'itir'. urgsge.iräße Bebauung zu erm&eliehgn. ist eire Umlcgung (§§45 ff BauGS?
ad@r e'ne CrerzregeLrg (g§ E 0 ff BauGB] nicht natwenaig.

5. StellplätZiß u:n^ Gairsgen

Garagen UR ̂ überrfachte Sie'lplatee sind abweJGhend von der SteirplsEz- Lrd Qarggensat*
zung ds' Gerne räe Obermciting. sn mi£ e. rem Asstand von miT-ä. 6. 2 m wn de- GrLnd-
stüc^sgrenzezi. rStraßüöi-tferntzu emcJiten. Der erweife.ie Slauraum wird fceriingt durch
die Fanroahrbreite i? sri 4 5 TI nstw'sraig.

Q, ©pialpta&e

0©r bestehende -Spie'pliaü an der an das Baugeüiet angrenzenden Spörtanias'e dient auch
&r Deckurg des SpißSplai^bedarfs furdas Bau^fci gt una wird durc. -t AnQrdnung einzeir&r
Sp eJgerate n dor Gtjn^one enrang der LohwaldsfraBe ergänzt

7. ERscWieSun'g

7 1 Das Baugefciet e-ha t über die Hy^lflcher Straße und ole Lohwaldstrate Ans&hluiS an das
bestehende Wegenes,

7, 2 Die im BeeaL Lrcsic'&n v&rgesehenen E'sshlieliypgsstraiSen Wärden !n elnerr ZLSB nwQf
Stele

7, 3 Die Wasse-'versorsL rg ist sichargestelit äursh AnschiuS an die vorfiarriens zensrgfe Was-
seni 'ersorgungsanlagc der Gemeinde OteR neitinäen Oer Anschtuß ist scfort moglieh

7 4 Die tewasscr wrde-i abgeie. tet durch AflSGhluS an die zßnlraia Kaiialfsgt. on der Gemein-
se Obermeitngen OerAnscn u& ist sDfort möglich.

7. 5 Die SSfomversorgung sr gesichert riursh Ansüiluß an das V-ersorgungsnetz aer LecA-
ESEäktr'z. täte-Werke Augsburg. *ür sämtliche Neubaüter sind Kabelansefllüsse geplaflt.

7 8 Die Bese itig u r, g dsr Abfg le ;st slchergestelilE durcn die Mültabfy hr,

7. 7 Die Ersc.'ifeSung ert3 gt vsllständig.
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D) Verfahrensvermerke

1. 1 Anderungsbeschluss

DerAnderungsbeschluss zum vereinfachten Verfahren nach §13 BauGB

erfolgte in der Gemeindratssitzung am 08. 09. 2010.

Der Gemeinderatsbeschluss wurde gemäß § 2 Abs. l BauGB am 27. 01.2011

ortsüblich bekannt gemacht.

Obermeitinge , den 08. 04. 2011

l. Bürger " erWeihmayer

1.2 Beteiligung der Öffentlichkeit

Die Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 2 BauGB, ortsüblich
bekannt gemacht am 08. 02. 2011, mit der Gelegenheit zur Einsichtnahme in

die Planung, hat von 16. 02. 2011 bis 16. 03. 2011 stattgefunden.

Obermeitingen, den 08. 04. 2011

l. Bürgermeist rWeihmayer

1.3 Beteiligung der Behörden

Für die von der Planung berührten Behörden und sonstigen Träger

öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 2 BauGB, wurde am 16. 02. 2011 bis

16. 03. 2011 die Beteiligung durchgeführt.

Obermeitingen den 08. 04. 2011

l. Bürgermeis rWeihmayer
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1.4 Satzungsbeschluss

Der Satzungsbeschluss erfolgte in der Gemeinderatssitzung am

04.04. 2011 über die Planfassung vom 16.03. 2011

Obermeitingen/ d n 08.04. 2011

l. Bürgermeiste Weihmayer

1. 5 Ausfertigungsvermerk

Der Textteil und er zeichnerische Teil bilden eine Einheit und stimmen mit

dem Inhalt des Satzungsbeschlusses überein.

Obermeitingen, en 08. 04. 2011

l. Bürgermeister eihmayer

1. 6 Bekanntmachung und In-Kraft-Treten

Der Satzungsbeschluss wurde am 08. 04. 2011 ortsüblich bekannt gemacht.

Der Bebauungsplan l. Änderung "Lohwald l" ist damit in Kraft getreten. Es

wird mit Begründung zur allgemeinen Einsicht bereitgehalten. Über den

Inhalt wird auf Verlangen Auskunft gegeben.

Obermeitingen, n 08. 04. 2011

l. Bürgermeiste Weihmayer
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